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Allgemeine Bedingungen für die Spezial-Haftpflichtversicherung für
Unternehmen der Informations- und Kommunikationstechnologie (ITK)

BusinessGuard TechPremier

I. Gegenstand der Versicherung
Gegenstand der Versicherungsschutz (Deckung) besteht im Rahmen der nachfolgenden Bedingungen für den
Versicherung Fall, dass Versicherte bei der Ausübung der im Versicherungsschein genannten versicherten

Tätigkeit eines Unternehmens der Informations- und Kommunikationstechnologie (ITK) für einen
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Personen-, Sach- oder Vermögens-
schäden (Versicherungsfall) von Dritten auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts in Anspruch genommen werden.

Versicherte Tätigkeit Die versicherte Tätigkeit der Informations- und Kommunikationstechnologie (ITK) im Sinne von
Ziffer I.1 umfasst insbesondere:
- Softwareherstellung, -implementierung, - Pflege;
- Softwarehandel
- IT-Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -Pflege;
- Informationserfassung, -speicherung, -verarbeitung
- Rechenzentrumsbetrieb
- Netzbetrieb
- Providerleistungen z.B. Host-, Content-, Access-Providing;
- Internet- und Onlineleistungen, Online-Plattformen
- ITK-Hardwareherstellung, -implementierung, -Pflege;
- ITK-Hardwarehandel

Vermögensschäden Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden (Tötung, Verletzung des
Körpers oder Schädigung der Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden (Beschädigung,
Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind, noch sich aus solchen von
dem Versicherungsnehmer oder einer Person, für die er einzutreten hat, verursachten Schäden
herleiten. Als Vermögensschäden gelten Schäden aus dem Verlust, der Veränderung oder der
Nichtverfügbarkeit von elektronischen Daten. Als Sachen gelten dagegen Geld, geldwerte Zei-
chen oder sonstige in Wertpapiere verbriefte Vermögenswerte.

II. Deckungsbesonderheiten

1. Obligatorische Deckungsbausteine

In Erweiterung zu Ziffer I sind folgende Ereignisse bzw. Kosten vom Versicherungsschutz um-
fasst:

Beschaffenheits- 1.1 Schadenersatzansprüche Dritter bei Abweichen von vereinbarten Lieferungen oder Leistungen,
garantien wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über

bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten, Lieferungen und Leistungen dafür ver-
schuldensunabhängig einzustehen hat.

Projektverzögerung 1.2 Schadenersatzansprüche aufgrund der Verzögerung einer Leistung, sofern diese nicht durch eine
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses oder zum Zeitpunkt der Vereinbarung eines veränderten
Leistungsumfangs vorsätzlich oder grob fahrlässig fehlerhafte Leistungseinschätzung oder Zeit-
planung verursacht wurde.

Vergebliche 1.3 Schadenersatzansprüche wegen Vermögensschäden als Folgeschäden einer Nutzung eines
Aufwendungen mangelhaften Vertragsgegenstandes oder eines Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstan-

des. Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermögensschäden als Folge von
Aufwendungen des Vertragspartners im Vertrauen auf die ordnungsgemäße Leistung des Versi-
cherungsnehmers.
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Datenschutz- 1.4 Schadenersatzansprüche wegen Vermögensschäden aufgrund einer Verletzung von Daten-
verletzungen schutzgesetzen.

Immaterialgüterrechts- 1.5 Schadenersatzansprüche aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten, Marken-,
verletzungen Namens- und Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, oder Verstößen gegen das Wettbewerbs-

recht. Die Ausschlüsse gemäß Ziffer VI.1.6 und Ziffer VI.1.7 bleiben hiervon unberührt.

Straf- oder Ordnungs- 1.6 In einem Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen Versicherte, das einen unter den
widrigkeitenverfahren - Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zu Folge haben könnte, die gesetzlichen oder

–sofern mit dem Versicherer besonders vereinbart –auch die höheren Kosten des Verteidigers,
sowie die Gerichtskosten und ortsüblichen Kosten für notwendige Sachverständigengutachten.
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Verfahren die in den USA oder Kanada oder nach
dem Recht dieser Staaten durchgeführt werden.

Schadprogramme 1.7 Schadenersatzansprüche wegen Schäden, die durch Schadprogramme (wie „Viren“,„Würmer“,
„Trojanische Pferde“) sowie durch unbefugten Zugriff Dritter auf Daten über das Internet verur-
sacht werden, soweit der Versicherungsnehmer Sicherungssysteme (z.B. Virenscanner, Firewall)
zum Schutz und zur Überprüfung der eigenen Systeme, sowie der weitergegebenen Produkte un-
terhält und einsetzt.

Unterlassungsklagen, 1.8 Der Versicherer ersetzt Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlass einer
einstweilige Verfügungen einstweiligen Verfügung oder in dem eine Unterlassungsklage gegen den Versicherungsnehmer

erhoben wird, sofern Gegenstand des Verfahrens ein Ereignis ist, das einen unter den Versiche-
rungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben könnte.

„Joint Ventures“ 1.9 Eine Inanspruchnahme im Sinne von Ziffer I gegen einen Joint Venture, an dem der Versicherte
beteiligt ist. Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf den prozentualen Anteil des Schadens
beschränkt, welcher dem prozentualen Anteil des Versicherten an dem Joint Venture entspricht.

Ausstehende 1.10 Ausstehende Forderungen eines Versicherten gegenüber einem Kunden, bis zu der im Ver-
Forderungen sicherungsschein genannten Summe, sofern der Kunde droht, einen Schadenersatzanspruch

gemäß Ziffer I zu erheben, welcher die Höhe der ausstehenden Forderungen übersteigt, falls der
Versicherte versucht die offenstehenden Forderungen durchzusetzen, vorausgesetzt
- der Versicherte weist mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nach, dass die Kosten notwendig

sind, um einen unter dieser Versicherung gedeckten Schadenersatzanspruch zu vermeiden,
und

- der Versicherer der Übernahme schriftlich zugestimmt, und
- der Versicherte dem Versicherer eine Anspruchsverzichtserklärung des Dritten bezüglich des

angedrohten Schadenersatzanspruches überlässt.
Maßgeblich ist hierbei die Forderung abzüglich enthaltener Gewinnmargen oder Steuern des
Versicherten. Die Übernahme der Forderungen erfolgt nach Anwendung des im Versicherungs-
schein genannten Selbstbehaltes bis maximal zu 90% der ausstehenden Forderung.
Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe
begrenzt.

Schadenminderungs- 1.11 Notwendige und angemessene Kosten der Minderung oder Beseitigung der Folgen eines
kosten Schadens gemäß Ziffer I, sofern

- der Versicherte während der Versicherungsperiode dem Versicherer den Schaden und die
Kosten zur Verhinderung und/oder Minderung anzeigt und

- der Versicherte mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachweist, dass die Kosten notwendig
sind, um einen größeren Schaden abzuwenden, welcher unter dieser Versicherung gedeckt
wäre, und

- der Versicherer der Übernahme der Kosten aufgrund eines eingereichten Voranschlages zu-
stimmt.

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf entgangenen Gewinn.
Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe
begrenzt.



BusinessGuard TechPremier - 4 - Stand 09/2012

2. Fakultative Deckungsbausteine

Sofern einer der nachfolgenden Deckungsbausteine im Versicherungsschein vereinbart wurde,
besteht Versicherungsschutz für die dem Versicherten entstehenden, in den nachfolgenden Bau-
steinen benannten Vermögensschäden bzw. notwendigen und angemessenen Kosten / Aufwen-
dungen.
Die Leistungspflicht des Versicherers ist für den jeweils vereinbarten Baustein auf die im Versi-
cherungsschein genannte Summe (Sublimit) begrenzt, welches auf die Versicherungssumme an-
gerechnet wird.

Patente 2.1 Eine Inanspruchnahme im Sinne von Ziffer I wegen fahrlässiger Patenrechtsverletzungen bis zu
der im Versicherungsschein genannten Summe, sofern die Inanspruchnahme nicht in den U.S.A
oder Kanada oder nach deren Recht erfolgt.

„Key Man Loss“ 2.2 Kosten des Versicherungsnehmers mit der vorherigen Zustimmung des Versicherers aufgrund
der Einschaltung einer PR-Beratung zur externen Kommunikation und/oder einer Personalbera-
tung zur Vermeidung einer Betriebsunterbrechung, welche durch eine während der Versiche-
rungsperiode eingetretene dauerhafte Arbeitsunfähigkeit oder den Tod eines Vorstandes oder
Geschäftsführers verursacht werden.
Ein Selbstbehalt findet hierauf keine Anwendung

Zeugenentschädigung 2.3 Entschädigungen für die Teilnahme einer versicherten Person als geladener Zeuge in einem
Verfahren eines unter Ziffer I gedeckten Haftpflichtanspruches.
Ein Selbstbehalt findet hierauf keine Anwendung.

Reputationsschäden 2.4 Versicherungsschutz besteht für die Kosten zur Eindämmung eines Reputationsschadens eines
Versicherten wegen eines unter Ziffer I gedeckten Schadenersatzanspruches.
Der Versicherungsschutz umfasst die angemessenen und erforderlichen Gebühren und Ausga-
ben für einen externen Public-Relations Berater, den der Versicherte mit dem vorherigen schriftli-
chen Einverständnis des Versicherers beauftragt hat, um den Schaden für das Ansehen des Ver-
sicherten zu minimieren, der aufgrund eines gedeckten Schadenersatzanspruches gemäß Ziffer I
entstanden ist und durch Medienberichte oder andere öffentlich zugängliche Informationen Dritter
nachgewiesen ist.

III. Versicherte Nebenrisiken
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages ohne besondere Anzeige die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers aus den betriebs- oder branchenüblichen Nebenrisiken wie zum Bei-
spiel:

- als Eigentümer, Mieter, Pächter, Nutznießer und Leasingnehmer von betrieblich genutzten
Gebäuden oder Räumlichkeiten sowie als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten für be-
triebliche Zwecke bis zu der im Versicherungsschein genannten Summe;

- wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer, die im Gebäude selbst anfallen (keine indus-
triellen oder Abwässer aus gewerblicher Produktion);

- der Teilnahme an Ausstellungen und Messen einschließlich Vorführen der Ausstellungsge-
genstände;

- aus Haltung Führung oder Verwendung von motorgetriebenen Kraftfahrzeugen aller Art,
selbst fahrenden Arbeitsmaschinen sowie Hub- und Gabelstapler bis 20 km/h, sofern diese
weder zulassungs- noch versicherungspflichtig sind;

- der Durchführung von Betriebsveranstaltungen aller Art (z. B. Betriebsfeiern, Betriebsausflü-
ge, Schulungskurse). Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Betriebsan-
gehörigen aus der Betätigung im Interesse der betrieblichen Veranstaltung;

- dem Einsatz von Datenschutzbeauftragten, Fachkräften für Arbeitssicherheit und Sicherheits-
kräften und der Unterhaltung von Gesundheits-, Sozial- oder von Einrichtungen des Betriebs-
sports;

- dem Abhandenkommen von Sachen von Besuchern und Betriebsangehörigen sowie von
fremden Schlüsseln oder Codekarten bis zu der im Versicherungsschein genannten Summe;

- der Beschädigung gemieteter, gepachteter oder geleaster Gebäude oder Räumlichkeiten.
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IV. Versicherte Umweltrisiken

1. Umwelthaftpflicht
Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts wegen Per-
sonen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, die im Zusammenhang der Ausübung der
versicherten Tätigkeit gemäß Ziffer I stehen.
Mitversichert sind Vermögensschäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder
Befugnissen.

2. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist, nach einer Störung
des Betriebes oder aufgrund behördlicher Anordnung Aufwendungen des Versicherungsnehmers
für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Perso-
nen-, Sach- oder mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betrie-
bes oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.
Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nach-
rüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch
gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher
im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. Ersetzt werden jedoch solche Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-,
Sach- oder mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder
Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beein-
trächtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

V. Umfang der Versicherung

1. Versicherungsfall

Versicherungsschutz wird für einen Versicherungsfall gewährt, der erstmals während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten ist.

Versicherungsfall Versicherungsfall im Sinne dieser Bedingungen ist das Schadenereignis, als dessen Folge die
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung
bzw. Pflichtverletzung kommt es nicht an.

Abweichend hiervon ist der Versicherungsfall

- bei der Deckungsbesonderheit „Key Man Loss“gemäß Ziffer II.2.2 die Feststellung der dauer-
haften Arbeitsunfähigkeit oder der Tod eines Vorstandes oder Geschäftsführers;

- bei der Umwelthaftpflichtdeckung gemäß Ziffer IV die nachprüfbare erste Feststellung des
Personenschadens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sach-
schadens (Beschädigung oder Vernichtung von Sachen) oder eines mitversicherten Vermö-
gensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungs-
nehmer. Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang
des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

Bei dem Eintritt eines Versicherungsfalles kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt be-
reits Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtan-
sprüchen erkennbar war.

2. Versicherte
2.1 Versicherte Unternehmen

Versicherungsnehmer Versicherungsschutz besteht für den im Versicherungsschein genannten Versicherungsnehmer
Tochtergesellschaften und die dort genannten mitversicherten Unternehmen.
Neue Tochtergesellschaften Für inländische Tochtergesellschaften im Sinne von Absatz 2, welche erst nach Beginn dieses
im Inland Vertrages vom Versicherungsnehmer erworben oder gegründet werden, besteht Versicherungs-

schutz für Erzeugnisse oder Leistungen, die nach dem Datum der Übernahme bzw. Gründung
geliefert oder erbracht wurden, sofern die geschäftliche Tätigkeit der neuen Tochtergesellschaft
der im Versicherungsschein genannten Tätigkeit entspricht. Der Versicherungsnehmer hat die
neu hinzukommenden Unternehmen spätestens einen Monat nach Ablauf des Versicherungsjah-
res anzuzeigen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, so entfällt der
Versicherungsschutz rückwirkend ab dem Datum der Übernahme bzw. Gründung.
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U.S.A / Kanada Für Schäden durch Erzeugnisse oder Leistungen, die von einem versicherten Unternehmen in die
U.S.A oder Kanada geliefert oder erbracht wurden, besteht Versicherungsschutz nur nach be-
sonderer Vereinbarung.

2.2 Mitversicherte Personen
Versicherte Personen Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

- der gesetzlichen Vertreter eines versicherten Unternehmens;
- der Personen in Leitungsfunktionen;
- der übrigen angestellten Mitarbeiter eines versicherten Unternehmens;
- der in den Betrieb eines versicherten Unternehmens eingegliederten Mitarbeiter von Zeitar-

beitsunternehmen;
- der in den Betrieb eines versicherten Unternehmens Versicherungsnehmers eingegliederten

freien Mitarbeiter aus ihrer Tätigkeit für ein versichertes Unternehmen.

3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes

3.1 Vorwärtsversicherung
Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller vom Beginn der Versicherungsschutzes (Ziffer
VII.1.1) bis zum Ablauf des Vertrages eingetretenen Versicherungsfälle.

3.2 Rückwärtsversicherung
Sofern besonders vereinbart besteht Deckung für vor Beginn des Versicherungsschutzes (Ziffer
VII.1.1) eingetretene Versicherungsfälle, welche den Versicherten bis zum Abschluss der Rück-
wärtsversicherung nicht bekannt waren. Ziffern VI.2.9 und VI.2.10 bleiben hiervon unberührt.

3.3 Nachmeldefrist
Versicherungsschutz besteht nur für Versicherungsfälle, welche dem Versicherer nicht später als
5 Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet werden.

4. Leistungen des Versicherers

4.1 Leistungen bei Haftpflichtansprüchen
Abwehr / Freistellung Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter

Schadensersatzansprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten
Schadensersatzverpflichtungen.
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflich-
tet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist.

Anerkenntnis / Vergleich Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versiche-
rers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom
Anspruch des Dritten freizustellen.

Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr der
Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versiche-
rungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt
den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.
Bei einem Rechtstreit, welcher in den U.S.A oder Kanada oder nach deren Recht anhängig ist, ist
der Versicherungsnehmer - entgegen der vorstehenden Regelung - verpflichtet den Rechtstreit in
eigenem Namen zu führen und sich gegen den Anspruch zu verteidigen. Der Versicherer hat je-
doch das Recht, an der Verteidigung beteiligt zu werden oder gegebenenfalls die Prozessführung
vollständig zu übernehmen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts
bevollmächtigt.

Auswahl des Rechtsanwalts Dem Versicherten wird, vorbehaltlich eines Widerspruchsrechts des Versicherers, die Wahl des
Rechtsanwalts überlassen. Der Versicherer übernimmt die gebührenordnungsmäßigen Kosten
nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz
oder entsprechenden ausländischen Gebührenordnungen. Sofern gesondert vereinbart, besteht
Versicherungsschutz auch für darüber hinausgehende Kosten im Rahmen von Honorarvereinba-
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rungen, soweit diese insbesondere im Hinblick auf die Schwierigkeit und Bedeutung der Sache
angemessen sind.

4.2 Leistungen bei Eigenschäden

Im Falle der Mitversicherung von Eigenschäden umfasst der Versicherungsschutz die Übernah-
me der in den Deckungsbausteinen jeweils benannten Vermögensschäden bzw. notwendigen
und angemessenen Kosten / Aufwendungen. Ziffer IV.4.1 letzter Absatz gilt entsprechend

5. Begrenzung der Leistung
5.1 Entschädigungsleistung

Versicherungssummen Die im Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme ist die Höchstgrenze der von
dem Versicherer unter dieser Police innerhalb einer Versicherungsperiode zu erbringenden Leis-
tungen für jeden einzelnen Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle innerhalb einer Ver-
sicherungsperiode zusammen. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf meh-
rere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

Kosten des Versicherers Bei Eigenschäden werden sämtliche Leistungen des Versicherers, zu deren Erbringung er auf
Bei Eigenschäden Grundlage dieser Police verpflichtet ist, auf die Versicherungssumme angerechnet.

Kosten des Versicherers Bei Haftpflichtansprüchen werden die Aufwendungen des Versicherers für Kosten nicht auf die
bei Haftpflichtansprüchen Versicherungssumme angerechnet.

USA / Kanada - Risiken Bei in den USA, US-Territorien und Kanada eintretenden Versicherungsfällen oder dort geltend
gemachten Ansprüchen sowie für Ansprüche, für die US-amerikanisches oder kanadisches Recht
Anwendung findet, werden abweichend von Absatz 3 die Aufwendungen des Versicherers für
Kosten als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. Kosten sind hierbei Anwalts-,
Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten,
auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kos-
ten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.
Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versiche-
rungssumme, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur
Gesamthöhe dieser Ansprüche.

Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme,
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetra-
ges zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der Verordnung über den
Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufenden Renten-
zahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die
nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden die
sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs gemäß Ziffer I
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers schei-
tert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Ent-
schädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

5.2 Serienschäden
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle
- auf derselben Ursache, oder
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem, Zusammen-

hang, oder
- aus der Erbringung von Dienstleistungen oder Lieferung von Produkten mit gleichen Mängeln
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall und in dem Zeitpunkt
eingetreten, in dem der erste derartige Versicherungsfall eingetreten ist.

5.3 Maximierung

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist für alle Versicherungsfälle einer Versicherungs-
periode auf die im Versicherungsschein genannte Maximierung der vereinbarten Versicherungs-
summe begrenzt.
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5.4 Sublimit

Die im Versicherungsschein angegebenen Sublimits sind die Höchstgrenze der vom Versicherer
zu erbringenden Leistungen für die mit Sublimits belegten Deckungsbausteine. Ein Sublimit wird
auf die Versicherungssumme angerechnet und verringert diese im Fall der Auszahlung.

5.5 Selbstbehalt

Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall
mit einem im Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbe-
halt).

VI. Ausschlüsse

1. Allgemeine Ausschlüsse
Kein Versicherungsschutz besteht für

Vorsatz/ wissent- 1.1 Ansprüche wegen vorsätzlicher Schadenverursachung oder wissentlichem Abweichen von
liches Abweichen Gesetz, Vorschrift oder Anweisung des Auftraggebers; der Versicherer übernimmt jedoch die

Abwehr von Haftpflichtansprüchen bis zur Feststellung der vorsätzlichen Schadenverursachung
oder wissentlichen Pflichtverletzung durch Urteil oder sonstige Tatsachenfeststellung eines Ge-
richts, Entscheidung eines Mediators oder Anerkenntnis der versicherten Personen; in diesem
Fall ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung sämtlicher vom Versicherer auf diesen Versi-
cherungsfall erbrachten Leistungen verpflichtet;

„Innenverhältnis- 1.2 Ansprüche
Ansprüche“ - der versicherten Unternehmen und/oder der mitversicherten Personen/Partnern gegeneinan-

der, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist;
- von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern der versicherten Unternehmen wenn

diese eine Offene Handelsgesellschaft. Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft Bürgerli-
chen Rechts sind:

- von Liquidatoren. Zwangs- oder Insolvenzverwaltern:
- von Unternehmen. die mit versicherten Unternehmen oder seinen Gesellschaftern durch

Mehrheitsbeteiligung verbunden sind oder unter einheitlicher unternehmerischer Leitung ste-
hen.

Dies gilt nicht für Personenschäden im Rahmen des Betriebsstättenrisikos. Ziffer VI.1.26 bleibt
hiervon unberührt;

Wertgegenstände 1.3 Ansprüche von Betriebsangehörigen und Besuchern wegen des Abhandenkommens von Geld,
Wertpapieren (einschließlich Sparbüchern), Scheckheften, Scheck- und Kreditkarten, Urkunden,
Kostbarkeiten und anderen Wertsachen;

Umweltschäden 1.4 Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationa-
len Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden, sofern nicht anderweitig gemäß vereinbart.
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschä-
den entstandenen Kosten in Anspruch genommen wird;

Umweltbeein- 1.5 Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung, sofern nicht gemäß Ziffer IV
trächtigungen mitversichert. Versichert sind jedoch Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch vom Versiche-

rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige Leistungen;
hierfür gelten jedoch die Ausschlüsse gemäß Ziffer V.2 (Ergänzende Ausschlüsse betreffend die
Umwelt-Haftpflichtversicherung).

Patente 1.6 Ansprüche wegen Patentrechtsverletzungen, sofern nicht über Ziffer II.2.1 vereinbart;

Kartellrecht 1.7 Ansprüche aus der Verletzung des Kartellrechts oder vergleichbaren Vorschriften gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen;

Erfüllungsansprüche 1.8 Ansprüche auf Erfüllung von Verträgen oder auf an die Stelle der Schlecht- oder Nichterfüllung
tretenden Ersatzleistungen gerichtet sind. Ziffer II.1.2 und Ziffer II.1.3 bleiben hiervon unberührt;

Vertragliche Haftung 1.9 Ansprüche, soweit sie aufgrund eines Vertrages oder besonderer Zusage über den Umfang der
gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen. Ziffer II.1.1 bleibt hiervon unberührt;
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U.S.A / Kanada 1.10 Ansprüche, welche in den U.S.A oder Kanada oder nach deren Recht geltend gemacht werden
- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen

(direkte Exporte) oder die mit seinem Wissen und Wollen von einem Dritten dorthin geliefert
wurden, oder

- aus Bau-, Montage-, Wartungs- (auch Inspektion und Kundendienst), Reparatur-, Implemen-
tierungs-, oder Anpassungsarbeiten, die der Versicherte in den USA oder Kanada ausgeführt
hat oder hat ausführen lassen, oder

- die Bereitstellung von Daten im Internet gilt nicht als direkter Export,
sofern nicht anderweitig im Versicherungsschein vereinbart.

War / Terrorism 1.11 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen,
Aufruhr, inneren Unruhen, Terrorakten, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfü-
gungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;

Selbstvornahme 1.12 Ansprüche im Rahmen der Gewährleistung wegen Selbstvornahme durch den Anspruchsteller
Minderung oder sonstige Dritte oder auf Minderung;

Rücktritt vom Vertrag 1.13 Ansprüche aus Rücktritt vom Vertrag, sofern nicht anderweitig vereinbart;

Verzögerung der 1.14 Ansprüche auf Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung. soweit diese auf einer vorsätz-
Leistung lich oder grob fahrlässig verursachte fehlerhaften Leistungseinschätzung oder Zeitplanung zum

Zeitpunkt des Vertragsschlusses oder zum Zeitpunkt der Vereinbarung eines veränderten Leis-
tungsumfangs beruht. Ziffer II.1.2 bleibt hiervon unberührt;

Schadprogramme 1.15 Haftpflichtansprüche Dritter wegen Schäden, die durch Schadprogramme (wie „Viren“, „Würmer“,
„Trojanische Pferde“) sowie durch unbefugten Zugriff Dritter auf Daten über das Internet verur-
sacht oder mit verursacht werden, soweit der Versicherungsnehmer keine Sicherungssysteme
(z.B. Virenscanner, Firewall) zum Schutz und zur Überprüfung der eigenen Systeme, sowie der
weitergegebenen Produkte unterhält und einsetzt;

Geldstrafen 1.16 Geldstrafen, Bußen oder Entschädigungen mit Strafcharakter (z. B. punitive oder exemplary
damages);

Rückrufe 1.17 Ansprüche wegen des Rückrufs von Produkten und der damit in Verbindung stehenden Kosten;

Kfz / Wasser-Fahrzeuge 1.18 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kfz, Kfz-Anhängers, Wasser-,
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer in Anspruch ge-
nommen werden. Siehe jedoch Ziffer III. 4. Spiegelstrich;

Luft- oder Raum- 1.19 Ansprüche wegen Lieferungen und Leistungen im Zusammenhang mit der Planung, Konstruktion,
fahrzeuge Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen einschließlich der Steuerung und

Überwachung des Luft- oder Raumverkehrs;

kerntechnischen oder 1.20 Ansprüche wegen Lieferungen und Leistungen im Zusammenhang mit der Planung, Konstruktion,
atomaren Anlagen Herstellung. Überwachung. Steuerung oder Lieferung von kerntechnischen oder atomaren

Anlagen;

Gemietete Sachen 1.21 Ansprüche wegen Schäden an fremden beweglichen Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet. geleast. gepachtet.
geliehen. durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder diese Sachen Gegenstand eines Verwah-
rungsvertrags sind, sofern nicht anderweitig vereinbart;

Asbest 1.22 Ansprüche wegen Schäden die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurück-
zuführen sind;

Ionisierende Strahlung 1.23 Ansprüche wegen Schäden aufgrund energiereicher ionisierender Strahlen (z.B. Strahlen
radioaktiver Stoffe);

Gentechnik 1.24 Ansprüche wegen Schäden. die auf gentechnische Arbeiten oder gentechnisch veränderte
Organismen (GVO) zurückzuführen sind;

Ungleichbehandlung 1.25 Ansprüche wegen Schäden aus Anfeindungen, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder
sonstigen Diskriminierungen;
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Arbeitsunfälle 1.26 Ansprüche wegen Personenschäden, bei denen es sich um in Deutschland eingetretene Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß §§ 8 und 9 Sozial-
gesetzbuch VII handelt oder von Betriebsangehörigen mitversicherter ausländischer Unterneh-
men sowie im Ausland beschäftigter Mitarbeiter deutscher Versicherungsnehmer, bei denen es
sich um im Ausland eingetretene Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten handelt, wenn und soweit
sie im Rahmen einer Pflicht-/Sozialversicherung oder einer sonstigen speziellen Versicherungs-
form für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten versichert werden können.
Versichert sind jedoch im Rahmen dieses Vertrages darüber hinausgehende Ansprüche aus Ar-
beitsunfällen sowie Regressansprüche der ausländischen Träger solcher Versicherungen aus Ar-
beitsunfällen.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben in jedem Fall Ansprüche wegen Berufskrank-
heiten von Arbeitnehmern, die nicht den Bestimmungen des deutschen Sozialgesetzbuches VII
unterliegen.

2. Ergänzende Ausschlüsse betreffend die Umwelt-Haftpflichtversicherung
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf

Lagerung gewässer- 2.1 Schäden durch Umwelteinwirkungen durch Anlagen des Versicherungsnehmers zur Lagerung
schädlicher Stoffe von gewässerschädlichen Stoffen, sofern die Gesamtlagermenge 5.000 l/kg übersteigt oder das

Fassungsvermögen eines einzelnen Behältnisses mehr als 500 l/kg beträgt;

Wasserhaushaltsgesetz- 2.2 Ansprüche wegen Umwelteinwirkungen durch Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt
Anlagen sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern

oder wegzuleiten (Wasserhaushaltsgesetz-Anlagen). Für die Lagerung gewässerschädlicher Stof-
fe siehe jedoch Ziffer VI.2.1.

UmweltHG-Anlagen 2.3 Ansprüche wegen Umwelteinwirkungen durch Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß
Anhang 1 und 2 zum Umwelthaftpflichtgesetz (Umwelthaftpflichtgesetz -Anlagen).

Sonstige genehmigungs- 2.4 Ansprüche wegen Umwelteinwirkungen durch Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem
pflichtige Anlagen Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen,

soweit es sich nicht um Wasserhaushaltsgesetz- oder Umwelthaftpflichtgesetz -Anlagen handelt
(sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).

Abwasseranlagen des 2.5 Ansprüche wegen Umwelteinwirkungen durch Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder
Versicherungsnehmers Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart,

dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird,
durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

Planung, Herstellung 2.6 Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der Programmierung, Planung, Herstellung, Lieferung,
Wartung, Montage Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen gemäß Umweltausschlüsse
von Anlagen Ziffer VI.2.1 –VI.2.5 oder Teilen (einschließlich Hard- und Software) resultieren, die ersichtlich für

solche Anlagen bestimmt sind, sofern hierfür nicht gesondert Versicherungsschutz vereinbart
wurde.

„Kleckerklausel“ 2.7 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen,
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt
nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes beruhen.

In Kauf genommene 2.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf
Umweltrisiken genommene Umwelteinwirkungen entstehen. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den

Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen
Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger
Schäden nicht erkennen musste.

Schäden vor Vertrag 2.9 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden.

Frühere Versicherungs- 2.10 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versicherungsverträge Ver-
verträge sicherungsschutz besteht oder hätte beantragt werden können.

Erwerb kontaminierter 2.11 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach
Grundstücke Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem

Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

Abfallanlagen 2.12 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen
zur Endablagerung von Abfällen.
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Abfälle 2.13 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte
Abfälle nach Auslieferung entstehen.

Grundwasser- 2.14 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder
veränderung seines Fließverhaltens.

VII. Allgemeine Bestimmungen

1. Dauer des Versicherungsvertrages

Beginn der Versicherung 1.1 Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung
der jährlichen Prämie, jedoch nicht vor dem darin festgesetzten Zeitpunkt, und ist für die im Versi-
cherungsschein bestimmte Dauer abgeschlossen. Wird die erste Prämie erst nach diesem Zeit-
punkt eingefordert, dann aber fristgerecht gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz zu dem im
Versicherungsschein festgesetzten Zeitpunkt.

Automatische Verlän- 1.2 Der Versicherungsvertrag verlängert sich stillschweigend jeweils um ein weiteres Jahr, wenn er
gerung / Kündigungsfrist nicht spätestens drei Monate vor Ablauf gekündigt wird.

Kündigung nach 1.3 Das Versicherungsverhältnis kann nach Eintritt eines Versicherungsfalles in Textform gekündigt
Versicherungsfall werden, wenn eine Zahlung auf Grund eines Versicherungsfalles geleistet oder der Haftpflichtan-

spruch rechtshängig geworden ist oder der Versicherungsnehmer mit einem von ihm geltend ge-
machten Versicherungsanspruch rechtskräftig abgewiesen ist.

Der Versicherer hat ab Kenntnis vom Vorliegen der Kündigungsvoraussetzungen eine Kündi-
gungsfrist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann mit sofortiger Wirkung
oder zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen.

Das Recht zur Kündigung erlischt, wenn es nicht spätestens einen Monat, nachdem die Zahlung
geleistet, der Rechtsstreit durch Klagezurücknahme, Anerkenntnis oder Vergleich beigelegt oder
das Urteil rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird.

2. Anderweitige Versicherungen

Zusammentreffen von Ist der geltend gemachte Schaden unter einem anderen Versicherungsvertrag versichert, steht
Versicherungsverträgen die Deckungssumme dieser Versicherung nur im Anschluss an die Deckungssumme der anderen

Versicherung zur Verfügung.

Kumulklausel Handelt es sich bei dem anderen Versicherer um eine Gesellschaft der AIG-Gruppe, ist die
maximale Leistung aus allen, von dem Versicherungsfall betroffenen, Versicherungen auf die
höchste der in diesen Versicherungsverträgen je Versicherungsfall und -periode vereinbarten De-
ckungssummen begrenzt.

3. Obliegenheiten im Schadenfall

Vor Eintritt des 3.1 Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Ver-
Versicherungsfalles sicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter

Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden ge-
führt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.
Der Versicherungsnehmer ist ferner verpflichtet, dem Versicherer die Feststellung einer Störung
des Betriebes oder eine behördliche Anordnung im Sinne der Ziffer IV.2 unverzüglich anzuzeigen
und alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der not-
wendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anord-
nungen einzulegen oder sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

Nach Eintritt des 3.2 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche in
Versicherungsfalles Textform unter nachfolgender Adresse anzuzeigen Dies gilt auch im Bereich der Haftpflichtde-

ckung, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben wurden:
AIG Europe LIMITED

Direktion für Deutschland
Leiter der Schadenabteilung

Speicherstraße 55
D-60327 Frankfurt am Main

Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-
dens sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind,
müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.
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Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch oder eine Unterlassungsklage er-
hoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein
Mahnbescheid oder eine einstweiligen Verfügung erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbe-
helfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er
die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Na-
men des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unter-
lagen zur Verfügung stellen.

Rechtsfolgen bei 3.3 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des
Verletzung von Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab
Obliegenheiten Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-

recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer
seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat,
bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ab-
satz 1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

4. Abtretungsverbot
Abtretungsverbot Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des

Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten
Dritten ist zulässig.

5. Anzeigen und Willenserklärungen
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Textform (Brief, Fax, E-
Mail) abzugeben und an die Direktion des Versicherers zu richten.

6. Gesetzliche Bestimmungen, Gerichtsstand
VVG Im Übrigen gelten für die Versicherung die Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes

(VVG).

Gerichtsstand Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zustän-
digen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der
Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag
zuständigen Niederlassung.

***
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Individuelle Deckungserweiterungen (sofern gesondert vereinbart)

Sonstige Outsourcing-Dienstleistungen
Ansprüche aus den im Versicherungsschein aufgeführten Outsourcingtätigkeiten, die über das Tätigkeitspektrum eines
Unternehmens der Informations- und Kommunikationstechnologie hinausgehen.

Pauschalierter Schadenersatz
Schadenersatzansprüche gemäß Ziffer I, bei denen aufgrund vertraglicher Vereinbarung Schadenersatzzahlungen pauscha-
liert geltend gemacht werden, sofern diese Vereinbarung im Vorfeld mit dem Versicherer abgestimmt wurde.

Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe begrenzt.

Erweiterung Mediendienstleistungen
Ansprüche aus den im Versicherungsschein aufgeführten Tätigkeiten eines Medienunternehmens, die über das Tätigkeits-
spektrum eines Unternehmens der Informations- und Kommunikationstechnologie hinausgehen.

Eigenschadenversicherung bei kriminellen Handlungen
Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer - nicht aber mitversicherten Personen außerdem Versicherungsschutz
für Vermögens- oder Sachschäden bis zu der im Versicherungsschein genannten Summe, die er selbst erleidet (Eigenschä-
den), sofern diese entstehen durch

 durch Unterschlagung, Untreue oder Betrug einer mitversicherten Person bei Gelegenheit einer dienstlichen Tätigkeit;
oder

 durch die Beschädigung oder Zerstörung seiner Website infolge unbefugter Eingriffe Dritter, die nicht zu den mitversi-
cherten Personen gehören; Versicherungsschutz besteht nur für die Kosten der Wiederherstellung der eigenen Website.

Der Versicherungsfall für die Eigenschadenversicherung bei kriminellen Handlungen tritt im Zeitpunkt der erstmaligen Ent-
deckung des Schadens ein.

Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe begrenzt.

Eigenschadenversicherung bei Rücktritt des Auftraggebers
Der Versicherer ersetzt die vergeblichen Aufwendungen (Personal- und Sachkosten, nicht jedoch entgangenen Gewinn) des
Versicherungsnehmers im Falle eines berechtigten Rücktritts seines Auftraggebers bis zu der im Versicherungsschein ge-
nannten Summe, soweit der Grund für den Rücktritt nicht auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen fehlerhaften Ein-
schätzung der vorhandenen technischen, logistischen, finanziellen oder personellen Ressourcen durch den Versicherungs-
nehmer beruht.

Der Versicherungsfall für die Eigenschadenversicherung bei Rücktritt des Auftraggebers tritt im Zeitpunkt der erstmaligen
Erklärung des Rücktritts durch den Auftraggeber in Textform ein.

Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe begrenzt.

Benachrichtigungskosten für gesetzlich Vorgeschriebene Meldungen
Im Falle von Datenschutz- oder Datensicherheitsverletzungen, welche vom Versicherungsnehmer zu vertreten sind, besteht
Versicherungsschutz für sämtliche Aufwendungen (Ermittlung, Informationsaufbereitung, Versendung, Anzeigenschaltung
etc.) zur Benachrichtigung der von einer Datenschutz- oder Sicherheitsverletzung Betroffenen.

Die Leistungspflicht des Versicherers ist dabei auf die im Versicherungsschein genannte Summe begrenzt.
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Produkthaftpflicht
Für Hardware-Herstellung und Herstellung von Mess-, Steuer- und Regeltechnik richtet sich der Versicherungsschutz für
Personen-, Sach- und Vermögensschäden ausschließlich nach den nachfolgend aufgeführten Bedingungen „Produkthaft-
pflicht“. Ziffer V (Umfang der Versicherung), Ziffer VI (Ausschlüsse) und VII (Allgemeine Bestimmungen) der allgemeinen
Bedingungen finden Anwendung:

1. Gegenstand der Versicherung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene wei-
tere Schäden, soweit diese durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Hardware-Erzeugnisse verur-
sacht wurden. Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherungsnehmer die Erzeug-
nisse in den Verkehr gebracht hat.

2. Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge Fehlens von vereinbar-
ten Eigenschaften

Eingeschlossen sind auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen
Personen-, Sach- und daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Verein-
barung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Hardware-Erzeugnisse dafür verschuldensunab-
hängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.

3. Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden

3.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 3.2 genannten Vermögensschä-
den infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch eine aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen
Gründen nicht trennbare Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft hergestellten oder gelieferten
Erzeugnissen mit anderen Produkten entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche
des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten
Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.

Versicherungsschutz besteht für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Um-
fang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaf-
ten seiner Hardware-Erzeugnisse dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang
vorhanden sind.

3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

a. der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach
Ziffer 1 besteht;

b. anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewendeter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die man-
gelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers;

c. Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für
eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber Ausschluss Rückrufe). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem
Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der Ge-
samtprodukte (nach Nachbearbeitung oder anderer Schadenbeseitigung) steht;

d. weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinnes), weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem
Preisnachlass veräußert werden können (siehe aber Ausschluss Rückrufe). Der Versicherer ersetzt diese Ver-
mögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu
dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungs-
nehmers für die Gesamtprodukte zu erzielen gewesen wäre;

e. der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall,
der aus der Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden
Schadens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.

4. Weiterver- oder -bearbeitungsschäden

4.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4.2 genannten Vermögensschä-
den infolge Weiterverarbeitung oder -bearbeitung mangelhaft hergestellter oder gelieferter Erzeugnisse, ohne dass ei-
ne Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet. Erzeugnisse im Sinne dieser Rege-
lung können sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versiche-
rungsnehmers enthalten. Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer her-
gestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung
gleich.
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Versicherungsschutz besteht insoweit auch für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im ge-
setzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimm-
te Eigenschaften seiner Hardware-Erzeugnisse dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Ge-
fahrübergang vorhanden sind.

4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

a. Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes
für die mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten Er-
zeugnisse unveräußerlich sind;

b. Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder -
bearbeiteten Erzeugnisse oder für eine andere Schadenbeseitigung. Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem
Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der wei-
terverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder anderer Schadenbeseitigung) steht;

c. weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinnes), weil die weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Er-
zeugnisse nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden können. Der Versicherer ersetzt diese Ver-
mögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu
dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungs-
nehmers nach Weiterverarbeitung oder -bearbeitung zu erwarten gewesen wäre.

5. Aus- und Einbaukosten

5.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtproduk-
ten Dritter, die durch den Einbau, das Anbringen, Verlegen oder Auftragen von mangelhaft hergestellten oder geliefer-
ten Erzeugnissen entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Versicherungs-
nehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der Bera-
tung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie
Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.

Versicherungsschutz besteht insoweit auch für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im ge-
setzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimm-
te Eigenschaften seiner Hardware-Erzeugnisse dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Ge-
fahrübergang vorhanden sind.

5.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

a. Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht jedoch von deren Einzelteilen), d. h. Kosten für das
Ausbauen, Abnehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse und das Einbauen, Anbringen, Verle-
gen oder Auftragen mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter. Vom Versicherungsschutz aus-
genommen bleiben die Kosten für die Nach- und Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Pro-
dukte Dritter.

b. Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an
den Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten
Transport vom Versicherungsnehmer bzw. vom Dritten zum Ort des Austausches geringer als die Kosten des
Transportes vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers zum Ort des Austau-
sches, sind nur die Kosten des Direkttransportes versichert.

5.3 Ausschließlich für die unter „Aus- und Einbaukosten“genannten Kosten besteht Versicherungsschutz auch dann, wenn
sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses des
Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer aufgewendet werden.

5.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

a. der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auf-
trag, für seine Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen oder montieren lassen; dies gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit nicht aus dem Einbau, der Montage oder Montagelei-
tung, sondern ausschließlich aus der Herstellung oder Lieferung resultiert;

b. sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von Kraft-, Schienen- oder Was-
serfahrzeugen beziehen, soweit diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versicherungsneh-
mer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für den Bau von oder den Einbau in Kraft-, Schienen- oder Was-
serfahrzeugen bestimmt waren;

6. Schäden durch mangelhafte Maschinen (fakultativ)

6.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter wegen Vermögensschäden infolge Mangelhaftigkeit
von Produkten, die durch vom Versicherungsnehmer mangelhaft hergestellte, gelieferte, montierte oder gewartete Ma-
schinen produziert, be- oder verarbeitet wurden. Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Ver-
sicherungsnehmer hergestellten, gelieferten, montierten oder gewarteten Maschinen sowie Falschlieferungen stehen
Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich
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Versicherungsschutz besteht insoweit auch für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im ge-
setzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimm-
te Eigenschaften seiner Hardware-Erzeugnisse dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Ge-
fahrübergang vorhanden sind.

Als Maschinen gelten auch Werkzeuge an Maschinen und Erzeugnisse der Steuer-, Mess- und Regeltechnik sowie
Formen.

6.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

a. der Beschädigung oder Vernichtung der mittels der Maschine hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte, so-
weit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1. besteht;

b. anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbeitung der Produkte nutzlos aufgewendeter Kosten;

c. Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der mittels der Maschinen des
Versicherungsnehmers hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte oder für eine andere Schadenbeseitigung;

d. weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinnes), weil die mittels der Maschinen des Versicherungs-
nehmers hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden
konnten;

e. dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstandenen Kosten infolge eines sich aus Mängeln der
hergestellten, be- oder verarbeitenden Produkte ergebenden Produktionsausfalles. Ansprüche wegen eines dar-
über hinausgehenden Schadens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.

f. weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers mangelhaft hergestell-
ten, be- oder verarbeiteten Produkte mit anderen Produkten verbunden, vermischt, verarbeitet oder weiterverar-
beitet oder -bearbeitet, eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetragen werden. Dieser Versicherungsschutz
wird im Umfang der Ziffern 3 bis 5 gewährt.

7. Prüf- und Sortierkosten

7.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffern 7.2 und 7.3 genannten Vermö-
gensschäden infolge der Überprüfung von Produkten der Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaftigkeit einzelner Pro-
dukte bereits festgestellt wurde und aufgrund ausreichenden Stichprobenbefundes oder sonstiger nachweisbarer Tat-
sachen gleiche Mängel an gleichartigen Produkten zu befürchten sind. Die Überprüfung muss der Feststellung dienen,
welche der Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich mangelhaft sind und welche der versicherten Maßnahmen zur
Mangelbeseitigung erforderlich sind. Produkte im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder mit Erzeugnissen
des Versicherungsnehmers hergestellt, be- oder verarbeitet wurden.

7.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelver-
dacht. Zur Überprüfung gehören auch ein notwendiges Vorsortieren zu überprüfender und Aussortieren von überprüf-
ten Produkten sowie das infolge der Überprüfung erforderliche Umpacken der betroffenen Produkte.

7.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht höher sind, als die nach
Ziffer 2 ff. gedeckten Kosten im Falle der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Mangelverdacht, so be-
schränkt sich der Versicherungsschutz auf die Versicherungsleistungen nach Ziffer 2 ff. In diesem Falle bedarf es kei-
nes Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen.

7.4 Ausschließlich für die in Ziffer 7.2 und 7.3 genannten Kosten besteht in Erweiterung der Ziffer 7.1 Versicherungsschutz
auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des
Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer aufgewendet werden.

8. Umpackkosten

Mitversichert sind Schäden Dritter aufgrund mangelhaften Verpackungsmaterials und zwar:

a. wegen Aufwendungen für das Ermitteln und Aussortieren der mangelhaften Erzeugnisse und Einsortieren man-
gelfreier Erzeugnisse;

b. wegen Aufwendungen für das Nachetikettieren der mangelhaften Erzeugnisse, mit Ausnahme der Kosten für die
Nachlieferung der Etiketten einschließlich Transportkosten;

c. wegen Aufwendungen für das Umverpacken oder Umfüllen bereits verpackter Erzeugnisse Dritter, mit Ausnahme
der Kosten für das Nachlieferndes Verpackungsmaterials einschließlich Transportkosten; Ansprüche wegen Be-
schädigung der verpackten Produkte beim Umpacken oder Umfüllen sind mitversichert;

d. wegen Beschädigung oder Vernichtung verpackter Erzeugnisse Dritter und wegen der für das Verpacken aufge-
wandten Kosten, mit Ausnahme des Entgelts für das mangelhafte Verpackungsmaterial des Versicherungsneh-
mers, weil ein Umpacken oder Umfüllen aus wirtschaftlichen Gründen nicht sinnvoll oder eine Beeinträchtigung
der anderen Produkte nicht möglich ist;

e. wegen eines weiteren Vermögensnachteils, weil die verpackten Erzeugnisse Dritter nachweislich aufgrund des
mangelhaften Verpackungsmaterials des Versicherungsnehmers nicht nur mit einem Preisnachlass veräußert
werden können (der Versicherer ersetzt den Schaden in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die vom
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Versicherungsnehmer gelieferten Verpackungen zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Lieferung für
das verpackte Erzeugnis zu erwarten gewesen wäre);

f. wegen Kosten für den Rücktransport der unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsneh-
mers verpackten Produkte, sowie Kosten für den Transport der Nachlieferung von Produkten;

g. wegen Aufwendungen, die zusätzlich wegen einer rechtlich oder wirtschaftlich notwendigen Nachbesserung des
Endproduktes oder einer anderen Schadenbeseitigung entstehen einschließlich sich daraus ergebender Trans-
port- und Versendungskosten. Im Falle einer Nachbesserung oder einer anderen Schadenbeseitigung ersetzt der
Versicherer die Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem der Gegenwert des schadenverursachenden Produkts
zum Endprodukt steht.

9. EAN-Klausel

9.1 Mitversichert sind Schäden Dritter infolge Mangelhaftigkeit der vom Versicherungsnehmer hergestellten mit EAN-Code
versehenen Erzeugnisse, die wegen rechtlich oder wirtschaftlich notwendiger Maßnahmen entstehen, soweit es sich
handelt um

a. die Beschädigung oder Vernichtung der unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
verpackten Produkte,

b. umsonst aufgewandte Kosten für die Verpackung von Produkten mit Ausnahme des Entgelts für das mangelhafte
Erzeugnis des Versicherungsnehmers,

c. Kosten für die Neukennzeichnung der unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
verpackten Produkte,

d. Kosten für die Benachrichtigung über die Mangelhaftigkeit der vom Versicherungsnehmer hergestellten Erzeug-
nisse,

e. Sortierungskosten zur Ermittlung der unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
verpackten Produkte,

f. Mehrkosten, die entstehen, um Angaben über Preise oder Angaben zum Zwecke der Lagerhaltung manuell zu
verarbeiten, weil die auf den Erzeugnissen des Versicherungsnehmers vom Versicherungsnehmer aufgebrachten
EAN-Codierungen mangelhaft oder falsch sind,

g. weitere Vermögensnachteile, weil die unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
verpackten Produkte nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden können,

h. Kosten, die entstehen, um unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackte
Produkte zu vernichten,

i. Kosten für den Rücktransport der unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungs-Nehmers ver-
packte Produkte, sowie Kosten für den Transport der Nachlieferung von verpackten Produkten,

j. Kosten die entstehen um unter Verwendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten
Produkte umzupacken oder umzufüllen. Ansprüche wegen Beschädigung der verpackten Produkte beim Umpa-
cken oder Umfüllen sind mitversichert,

k. Mindererlöse, die beim Verkauf von verpackten Produkten entstehen, weil die auf den Erzeugnissen des Versi-
cherungsnehmers aufgebrachten EAN-Codierungen verwechselt wurden. Fehlerhafte Mindesthaltbarkeitsdaten
stehen fehlerhaften mit EAN-Codes hergestellten Erzeugnissen des Versicherungsnehmers gleich.

9.2 Der Versicherer ersetzt die entstehenden Aufwendungen in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die vom Versi-
cherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse zum Verkaufspreis des verpackten Produktes steht.

10. Versicherungsfall

10.1 Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertrages eingetretene Schadenereignis gemäß Ziffer I.

10.2 Der Versicherungsfall tritt ein bei

 Ziffer 3. im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung der Erzeugnisse,

 Ziffer 4. im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -verarbeitung der Erzeugnisse,

 Ziffer 5. im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens oder Auftragens der Erzeugnisse,

 Ziffer 6.2 a) bis e) im Zeitpunkt der Produktion, Be- oder Verarbeitung der in Ziffer 6. genannten Sachen,

 Ziffer 6.2 f) in den für Ziffer 3. bis 5. vorgenannten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Rege-
lung gemäß Ziffer 6.2 f) in Zusammenhang steht.

 Ziffer 8. im Zeitpunkt der Aufbringung der mangelhaften EAN-Codes

11. Verlängerung von gesetzlichen Verjährungsfristen
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Eingeschlossen ist in Erweiterung zu Ziffer VI.1.9 die vertragliche Verlängerung von gesetzlichen Verjährungsfristen,
soweit es sich um eine Verlängerung auf maximal drei Jahre nach Inverkehrbringen der Erzeugnisse handelt.

12. Prüf- und Rügepflicht

Soweit der Versicherungsnehmer mit seinen Vertragspartnern Vereinbarungen zur Abänderung von deren gesetzlichen
Prüf- und Rügepflichten gemäß § 377 HGB trifft, wird der Versicherer sich nicht auf die Ausschlussbestimmungen ge-
mäß Ziffer VI.1.9 berufen, soweit für die der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung zugrunde liegende Lieferung folgen-
de Voraussetzungen gegeben sind:

 Die Auslieferung durch den Versicherungsnehmer erfolgt nur nach vorangegangener Qualitätskontrolle auf Basis
der mit dem Vertragspartner vereinbarten Parameter. Das Ergebnis der Prüfung ist beim Hersteller zu dokumen-
tieren und aufzubewahren.

 Der jeweilige Abnehmer führt eine Prüfung der empfangenen Lieferungen auf Identität und äußerlich erkennbare
Mängel/Transportschäden durch. Es besteht eine Verpflichtung zur unverzüglichen Rüge offener oder erkannter
Mängel.

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer kein Qualitätssicherungsmanagement mit bran-
chenüblichem Standard (z. B. ISO 9000 ff, A Lieferant gemäß VDA im Kfz-Zuliefererbereich) aufrecht erhält oder keine
Ausgangskontrolle durchgeführt hat.

13. Freistellung des Zwischen-/Endherstellers

Mitversichert ist die Freistellung der Abnehmer des Versicherungsnehmers wegen Ansprüchen für Schäden aufgrund
verschuldensunabhängiger, gegenüber Dritten nicht abdingbarer Haftung, soweit der Versicherungsnehmer für diese
Schäden auch unmittelbar haftet und die Freistellung nicht über seine interne Ausgleichspflicht nach § 5 Produkthaft-
pflichtgesetz, § 426 BGB hinausgeht.

Zusätzliche U.S.-Ausschlüsse (direkte Exporte)
Kein Versicherungsschutz besteht für

a. Ansprüche wegen des Kaufs. Verkaufs oder Handelns jeder Art von Wertpapieren einschließlich des Gebrauchs
vertraulicher Informationen (z.B. Insider•Informationen) oder der Verletzung hierauf anwendbarer Gesetze oder
Vorschriften (z.B. U.S. Securities Act of 1933. Securities and Exchange Act of 1934);

b. Ansprüche wegen der Verletzung des Racketeer Influenced and Corrupt Organizations Act 18 USC Secti-
ons.1961 ff. einschließlich der Änderungsvorschriften: 6.3 der Verletzung des Employee Retirement Income Se-
curity Act of 1974 einschließlich der Änderungsvorschriften sowie entsprechender Vorschriften anderer Gesetz-
gebungsorgane (z.B. der Bundesstaaten. Gemeinden. Städte):

c. Ansprüche wegen staatlicher Handlungen. Verwaltungsentscheidungen oder Untersuchungen durch Behörden in
den USA oder Kanada.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Umweltschadens-Basisversicherung
(Umweltschaden-Basis)

(Stand: September 2009)

Umfang des Versicherungsschutzes
1 Gegenstand der Versicherung
2 Risikobegrenzung

3 Betriebsstörung

4 Leistungen der Versicherung

5 Versicherte Kosten

6 Erhöhungen und Erweiterungen

7 Neue Risiken

8 Versicherungsfall
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9 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

10 Nicht versicherte Tatbestände

11 Versicherungssummen/Maximierung/ Serienschadenklausel/Selbstbehalt

12 Nachhaftung
13 Versicherungsfälle im Ausland

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung
14 Beginn des Versicherungsschutzes
15 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ erster oder einmaliger Beitrag

16 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ Folgebeitrag

17 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

18 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
19 Beitragsregulierung

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
20 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
21 Dauer und Ende des Vertrages

22 Wegfall des versicherten Risikos

23 Kündigung nach Versicherungsfall

24 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

25 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften
26 Mehrfachversicherung

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
27 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
28 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

29 Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach Eintritt eines solchen
30 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen
31 Mitversicherte Personen
32 Abtretungsverbot

33 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

34 Verjährung

35 Zuständiges Gericht
36 Anzuwendendes Recht

Umfang des Versicherungsschutzes
1 Gegenstand der Versicherung
1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umwelt-

schadensgesetz zur Sanierung von Umweltschäden. Umweltschaden ist eine
- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,
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- Schädigung der Gewässer,
- Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einer Behörde oder einem
sonstigen Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten der oben genannten Art in
Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher zivilrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten
Ansprüche, die auch ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht
werden könnten. Versicherungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine Be-triebs-, Be-
rufs- oder Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und Tätigkeiten:

1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter
die Ziff. 2.1 bis 2.5 fallen,

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Ziff. 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen,

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziff.
2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer
nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.
Falls ausdrücklich vereinbart:

1.1.4 Unabhängig von Ziff. 2.1 ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen versichert - sofern die Gesamtlagermenge 5.000 l/kg nicht übersteigt und das Fassungs-
vermögen der einzelnen Behältnisse nicht mehr als 500 l/kg beträgt.
Wird eine der vorgenannten Mengenschwellen überschritten, entfällt die Mitversicherung rückwirkend.
Nicht von dieser Mitversicherung erfasst sind halogenierte Kohlenwasserstoffe und solche Stoffe, die haloge-
nierte Stoffe enthalten.

1.1.5 Abscheider
Im Rahmen der Umweltschadenversicherung sind Stärke- und/oder Fettabscheider –insofern abweichend
von Ziff 2.4 - mitversichert

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht
1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beauf-

sichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft.

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen
für den Versicherungsnehmer verursachen.

1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von folgenden nicht versicherungspflichtigen Kfz:
- Kfz, Anhänger und Gabelstapler ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur auf nicht öf-

fentlichen Wegen und Plätzen verkehren;

- Kfz (ausgenommen Arbeitsmaschinen und Hub- und Gabelstapler) mit nicht mehr als 6 km/h Höchst-
geschwindigkeit;

- selbst fahrende Arbeitsmaschinen sowie Hub- und Gabelstapler mit nicht mehr als 20 km/h Höchst-
geschwindigkeit. Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren
besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Be-
förderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminis-
ter für Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
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Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

2 Risikobegrenzung
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbei-
ten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (Wasserhaushaltsgesetz-Anlagen). Ausgenommen
sind solche Wasserhaushaltsgesetz-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftpflichtgesetz aufgeführt
sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum Umwelthaftpflichtgesetz (Umwelthaftpflichtgesetz
-Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwäs-
ser.

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um Wasserhaushaltsgesetz- oder Umwelthaft-
pflichtgesetz -Anlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranla-
gen, Einwirkungen auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer
oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit
des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum Umwelthaftpflichtgesetz (Umwelthaftpflichtgesetz
-Anlagen).

3 Betriebsstörung
3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und

unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des be-
stimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen der Ziff. 1.1.2 Versicherungsschutz für Um-
weltschäden durch hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziff. 1.1.1 für
Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter i. S.
v. Ziff. 1.1.2. Versicherungsschutz besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der
Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zu-
rückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehr-
bringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden können
(Entwicklungsrisiko).

4 Leistungen der Versicherung
4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter In-

anspruchnahme und die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und Ko-
stentragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung- und Kostentragung
verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versi-
cherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für
den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom An-
spruch des Dritten freizustellen.
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4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder der Abwehr unberechtigter
Inanspruchnahme durch die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen
im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs-
oder Kostentragungsverpflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens-
und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des
Versicherungsnehmers. auf seine Kosten.

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versiche-
rungsschutz fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben kann, die Bestellung ei-
nes Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des
Verteidigers.

5 Versicherte Kosten
Versichert sind im Rahmen des in Ziff. 4.1 geregelten Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich
notwendiger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen oder Gewässern
5.1.1 die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanierungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen

Ressourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurück-
versetzen;

5.1.2 die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d. h. für Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen
Ressourcen und/oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sa-
nierung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder
Funktionen führt;

5.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d. h. für die Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste
natürlicher Ressourcen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem
Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. „Zwischen-zeitliche
Verluste“sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die geschädigten natürlichen Ressourcen
und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürliche Ressourcen nicht
erfüllen können, solange die Maßnahmen der primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht
entfaltet haben.

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der
Jahreshöchstersatzleistungen bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 200.000,00 ersetzt. Die Versicherungs-
summe bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres.

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumin-
dest sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert wer-
den, so dass der geschädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen
gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der
menschlichen Gesundheit mehr darstellt.

5.3 Die unter Ziff. 5.1 und Ziff. 5.2 genannten Kosten für Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versiche-
rungsnehmers gemäß Ziff. 10.1 oder am Grundwasser gemäß Ziff. 10.2 eintreten, sind nur nach besonderer
Vereinbarung versichert.

6 Erhöhungen und Erweiterungen
6.1 Für Risiken der Ziff. 1.1.4 besteht kein Versicherungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versi-

cherungsschutz umfasst aber die gesetzliche Haftpflicht aus mengenmäßigen Veränderungen von Stoffen in-
nerhalb der unter Ziff. 1.1.4 versicherten Risiken.
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6.2 Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3 umfasst der Versicherungsschutz die gesetzliche Haftpflicht aus Erhö-
hungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies
gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.

6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung be-
stehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grund-
lage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versicherungs-
oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von Ziff. 25 kündigen.

7 Neue Risiken
7.1 Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3, die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versiche-

rungsschutz im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe gemäß Ziff. 7.4.

7.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

7.3 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

7.4 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung i. S. v. Ziff. 7.3 auf den
Betrag von EUR 1.000.000,00 begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungs-
summen festgesetzt sind.

7.5 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Ziff. 7.2 bis 7.4 gilt nicht für Risiken
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit die-

se Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsver-

trägen zu versichern sind.

8 Versicherungsfall
Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Umweltschadens durch den Versicherungs-
nehmer, die zuständige Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits
Ursache oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar
war.

9 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist,

(1) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.1 nach einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Drit-
ten - in den Fällen der Ziff. 3.2 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Be-
triebsstörung;

(2) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.2 nach einer Betriebsstörung bei Dritten –in den Fällen der Ziff. 3.2
auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;

(3) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.3 nach einer Betriebsstörung bei Dritten;
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Aufwendungen des Versicherungsnehmers –oder soweit versichert des Dritten gemäß (1) bis (3) - für Maß-
nahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die Fest-
stellung der Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fal-
len, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördlichen Anordnungen i. S. d. Ziff. 9.1 werden unter
den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch
den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden.

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
9.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung

unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu be-
grenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang
zu mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen
einzulegen
oder

9.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm
im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziff. 9 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende
Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv
geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Oblie-
genheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

9.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzlei-
stung bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 200.000,00 je Störung des Betriebes oder behördlicher Anord-
nung ersetzt. Die Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres.

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen EUR 1.000,00 selbst zu tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten
Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maßgebenden Versicherungssumme angerechnet, es sei
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Ver-
sicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen –auch soweit sie sich mit Aufwendungen i. S. v. Ziff. 9.1
decken –zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen,
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch
für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, die der
Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minderung eines sonst unvermeidbar ein-
tretenden versicherten Umweltschadens, falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sa-
chen des Versicherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind ab-
zuziehen.
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10 Nicht versicherte Tatbestände
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt:
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, unabhängig davon, ob diese bereits erheb-
liche nachteilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder
Gewässer haben oder eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen,

10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum
des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder
durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche geschützte Ar-
ten oder natürliche Lebensräume handelt.

10.2 am Grundwasser.

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind.

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses
Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert waren.

10.6 die im Ausland eintreten.

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden,
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer
oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen.

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt
entstehen.

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem
Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch
plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese
Stoffe durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht
im Besitz des Versicherungsnehmers stehen.

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

10.11 die zurückzuführen sind auf
(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

(3) Erzeugnisse, die
- Bestandteile aus GVO enthalten
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche
behördliche Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im
erforderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist.

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder
für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.
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Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger
und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Be-
sitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht.

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Tei-

len für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder
Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Um-
weltschutz dienen, abweichen.

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller
gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen
bewusst nicht ausführen.

10.18 durch Bergbaubetrieb i. S. d. Bundesberggesetz.

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das
Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbei-
geführt haben.

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche
Verpflichtung des Versicherungsnehmers hinausgehen.

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere
entstanden sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.
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11 Versicherungssummen/Maximierung/Serienschadenklausel/Selbstbehalt
11.1 Die Höhe der Leistung des Versicherers richtet sich nach der im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen

angegebenen Versicherungssumme.
Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres.

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versicherungssumme die Höchst-
grenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungs- oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kosten gemäß Ziff. 5 werden auf die Versi-
cherungssumme angerechnet.

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle durch
- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwirkungen auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwi-
schen den gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang be-
steht, oder

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Ein-
tritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten
gilt.

11.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den gemäß Ziff. 5 versicherten Kosten
EUR 1.000,00 selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Ver-
pflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme verpflichtet.

11.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung
an entstehenden Mehraufwand an Kosten gemäß Ziff. 5 und Zinsen nicht aufzukommen.

12 Nachhaftung
12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risi-

kos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Umweltschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit
folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses an gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung
des Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versiche-
rungsverhältnis endet.

12.2 Die Regelung der Ziff. 12.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versicherungsver-
hältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls
des versicherten Risikos abzustellen ist.

13 Versicherungsfälle im Ausland
13.1 Versichert sind abweichend von Ziff. 10.6 im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der

EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,
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- die auf den Betrieb einer im Inland belegenden Anlage oder eine Tätigkeit im Inland i. S. d. Ziff. 1.1.1
bis 1.1.4 zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten i. S. d. Ziff. 1.1.2 und 1.1.3 nur, wenn die Anla-
gen oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen gem.
Ziff. 1.1.1.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziff. 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß na-
tionalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Um-
fang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

13.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Gel-
tungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

13.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen i. S. v. Ziff. 1.1.3 oder Erzeugnisse i.
S. v. Ziff. 1.1.2 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren;

13.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen oder Teilen i. S. v. Ziff. 1.1.3
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

13.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß
Ziff. 1.1.1 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im Ausland gelegener Anlagen oder Betriebsstätten, z.
B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl.

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der
Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeit-
punkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldin-
stitut angewiesen ist.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung
14 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versi-
cherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig i. S. v. Ziff. 15.1 zahlt. Der in Rechnung ge-
stellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz be-
stimmten Höhe zu entrichten hat.

15 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag
15.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-

rungsscheins fällig.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten

Jahresbeitrags.

15.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis
zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

15.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer
vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat
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16 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
16.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitrags-

zeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung an-
gegebenen Zeitpunkt erfolgt.

16.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es
sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen
Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Be-
stimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 16.3 und 16.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

16.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff.
16.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

16.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Ver-
sicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziff. 16.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an-
gemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

17 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung
nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgege-
benen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung
widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens
zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Ver-
sicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

18 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn

der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

19 Beitragsregulierung
19.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten

Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hin-
weis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des
Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten
Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Un-
richtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.
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19.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbei-
trag darf dadurch nicht unterschritten werden.

19.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung
gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben in-
nerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

19.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für
mehrere Jahre.

20 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz
bestanden hat.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
21 Dauer und Ende des Vertrages
21.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

21.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine
Kündigung zugegangen ist.

21.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf,
zum vorgesehenen Zeitpunkt.

21.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder
jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

22 Wegfall des versicherten Risikos
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser
Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser
Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

23 Kündigung nach Versicherungsfall
23.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

- vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten geleistet wurde oder
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versicherungsschutz fallenden Anspruch

auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten gerichtlich zugestellt wird.
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens einen Monat nach der Zahlung von Sa-
nierungskosten Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.

23.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt,
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.



BusinessGuard TechPremier - 31 - Stand 09/2012

24 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
24.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Umweltschadens-Basisversicherung besteht, an einen Dritten veräußert,

tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnli-
chen Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird.

24.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat,
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufen-

den Versicherungsperiode
in Schriftform gekündigt werden.

24.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom

Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;
- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht

bis zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Ver-
sicherung Kenntnis erlangt.

24.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versiche-
rungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.

24.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den
Dritten unverzüglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zu-
gehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht
geschlossen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur,
wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräu-
ßerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

25 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften
(s. Ziff. 6.3) ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt
an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

26 Mehrfachversicherung
26.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

26.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste,
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

26.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt
wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
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27 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
27.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versi-
cherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer in Textform Fragen i. S. d. Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

27.2 Rücktritt
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-

cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht oder
unrichtig angezeigt wurde, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglistig
entzogen hat.
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Er-
klärung gegenüber dem Versicherungsnehmer.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder
sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, darf er den Versicherungsschutz
nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig an-
gezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

27.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen
auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflicht-
verletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Ge-
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers Versicherungsnehmers fristlos in Schrift-
form kündigen.
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Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 27.2 und 27.3 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die
das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben,
wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 27.2 und 27.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 27.2 und 27.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

27.4 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall
der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfech-
tungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

28 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers inner-
halb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beider-
seitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als
besonders gefahrdrohend.

29 Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach Eintritt eines solchen
29.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer

anzuzeigen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben wurden.

29.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer jeweils unverzüglich und umfassend zu infor-
mieren über:
- seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information an die zuständige Behörde,

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber
dem Versicherungsnehmer,

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermei-
dung, Begrenzung oder Sanierung eines Umweltschadens,

- den Erlass eines Mahnbescheids,

- eine gerichtliche Streitverkündung,
- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens.

29.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen.
Weisungen des Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat
dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Be-
arbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke über-
sandt werden.

29.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer
abzustimmen.

29.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer
Weisung des Versicherers bedarf es nicht.
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29.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Ver-
fahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versiche-
rungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die ange-
forderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

30 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
30.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-

rungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Ob-
liegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruh-
te.

30.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Ver-
sicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Ver-
sicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der
Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 30.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt.

Weitere Bestimmungen
31 Mitversicherte Personen

31.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzuwenden. Die Be-
stimmungen der Ziff. 7 gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten entsteht.

31.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu.
Er ist neben den Versicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

32 Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

33 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
33.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-

rers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstel-
le gerichtet werden.
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33.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein-
geschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Ver-
sicherungsnehmers.

33.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 33.2 entsprechende Anwendung.

34 Verjährung
34.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach

den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

34.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung
von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem An-
spruchsteller in Textform zugeht.

35 Zuständiges Gericht
35.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit

nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

35.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das
gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist.

35.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich
die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

36 Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

***


